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Betriebssatzung für den Abfallwirtschafts-
betrieb 
 
§ 1 Name und Sitz 
 
(1) Der Eigenbetrieb führt die Bezeichnung 

"Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises 
Esslingen (AWB ES)". 
 

(2) Der Eigenbetrieb hat seinen Sitz in 
Esslingen a. N. 

 
 
§ 2 Gegenstand und Aufgaben des 

Eigenbetriebs 
 
(1) Gegenstand und Aufgabe des Eigenbetriebes 

ist die öffentliche Abfallbewirtschaftung. Vor-
rangige Aufgabe und Ziel der öffentlichen Ab-
fallbewirtschaftung sind die Abfallvermeidung 
und die Abfallverwertung. Soweit diese nicht 
möglich sind, ist Aufgabe des Eigenbetriebes 
die öffentliche Abfallentsorgung. Der Eigenbe-
trieb nimmt außerdem die dem Landkreis als 
entsorgungspflichtiger Körperschaft durch 
Gesetz oder Rechtsverordnung zugewiese-
nen Aufgaben wahr. 

 
(2) Weitere Aufgabe des Eigenbetriebes ist die 

Abfallbewirtschaftung im Rahmen bestehen-
der oder zukünftig abgeschlossener privat-
rechtlicher Verträge, soweit dies nicht den 
Zielsetzungen der öffentlichen Abfallbewirt-
schaftung entgegensteht. 
 

(3) Der Eigenbetrieb kann alle seinen Gegen-
stand und seine Aufgaben fördernden oder 
ihn wirtschaftlich berührenden Geschäfte 
selbst oder über Hilfs- und Nebenbetriebe be-
treiben. 
 

(4) Der Eigenbetrieb erzielt keine Gewinne. 
 
 
§ 3 Stammkapital 
 
Ein Stammkapital wird nicht festgesetzt. 
 
 
§ 4 Übergang von Vermögensgegenständen 

und Schulden, Bewertung der Einlage 
 
Dem Eigenbetrieb werden die Gegenstände des 
Anlagevermögens sowie alle sonstigen Vermö-
gensgegenstände, Schulden und sonstige finanzi-
elle Verpflichtungen des ehemaligen Abfallwirt-
schaftsamtes des Landkreises Esslingen zugeord-
net. Sie werden mit ihrem Buchwert zum 31. De-
zember 1992 bewertet. 
 

Betriebssatzung für den Abfallwirtschafts-
betrieb 
 
§ 1 Name und Sitz 
 
(1) unverändert 
 
 
 
(2) unverändert 
 
 
 
§ 2 Gegenstand und Aufgaben des 

Eigenbetriebs 
 
(1) Gegenstand und Aufgabe des Eigenbetriebes 

ist die öffentliche Abfallbewirtschaftung. Der 
Eigenbetrieb nimmt die dem Landkreis als 
entsorgungspflichtiger Körperschaft durch 
Gesetz oder Rechtsverordnung zugewiese-
nen Aufgaben wahr. 

 
 
 
 
 
 
(2) unverändert 
 
 
 
 
 
 
(3) unverändert 
 
 
 
 
 
(4) unverändert 
 
 
§ 3 Stammkapital 
 
unverändert 
 
 
§ 4 Übergang von Vermögensgegenständen 

und Schulden, Bewertung der Einlage 
 
unverändert 
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Dem Eigenbetrieb werden ferner die in der Anlage 
aufgeführten Arbeitsverhältnisse und laufenden 
Verträge zugeordnet. 
 
 
§ 5 Organe des Eigenbetriebes 
 
Organe des Eigenbetriebes sind die Geschäftsfüh-
rung, der Betriebsausschuss als beschließender 
Ausschuss, der Kreistag und der Landrat. 
 
 
§ 6 Zusammensetzung der Geschäftsführung 
 
(1) Die Geschäftsführung besteht aus einem oder 

mehreren Geschäftsführern. Der Kreistag be-
stimmt einen Geschäftsführer zum Vorsitzen-
den Geschäftsführer, wenn die Geschäftsfüh-
rung aus mehreren Geschäftsführern besteht. 

 
(2) Die Geschäftsverteilung innerhalb der Ge-

schäftsführung wird durch den Landrat mit 
Zustimmung des Betriebsausschusses in 
Form einer Geschäftsordnung geregelt. 

 
 
§ 7 Aufgaben der Geschäftsführung 
 
(1) Die Geschäftsführung leitet den Eigenbetrieb, 

soweit im Eigenbetriebsgesetz oder in dieser 
Satzung nichts anderes bestimmt ist. Ihr ob-
liegt insbesondere die laufende Betriebsfüh-
rung. Dazu gehören die Bewirtschaftung der 
im Erfolgsplan veranschlagten Aufwendungen 
und Erträge sowie alle sonstigen Maßnah-
men, die zur Aufrechterhaltung des Betriebes 
notwendig sind. 

 
(2) Die Geschäftsführung entscheidet 

 
1. über die Verfügung über Vermögen des 

Eigenbetriebs und über den Abschluss 
von Verträgen, sofern dies nicht nach § 
10 Absatz 3 dieser Satzung dem Be-
triebsausschuss oder nach § 11 dieser 
Satzung dem Kreistag vorbehalten ist, 

 
2. in allen Angelegenheiten, die der Sache 

nach von § 10 Absatz 3 dieser Satzung 
erfasst werden und unter den dort ange-
gebenen Wert- oder Zeituntergrenzen 
liegen. 

 
3. über Stundungen in unbeschränkter Hö-

he und Laufzeit, über Niederschlagungen 
von Forderungen sowie über Zustim-
mungen zu Maßnahmen im Rahmen 
förmlicher Insolvenzverfahren nach der 
Insolvenzordnung. 

unverändert 
 
 
 
 
§ 5 Organe des Eigenbetriebes 
 
unverändert 
 
 
 
 
§ 6 Zusammensetzung der Geschäftsführung 
 
(1) unverändert 
 
 
 
 
 
(2) unverändert 
 
 
 
 
 
§ 7 Aufgaben der Geschäftsführung 
 
(1) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) unverändert 
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(3) Die Geschäftsführung ist im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit für die wirtschaftliche Führung 
des Eigenbetriebes verantwortlich. 

 
(4) Die Geschäftsführung vollzieht die Beschlüs-

se des Kreistags, seiner Ausschüsse und die 
Entscheidungen des Landrats in Angelegen-
heiten des Eigenbetriebes, soweit nicht der 
Landrat für Einzelfälle oder für einen be-
stimmten Kreis von Angelegenheiten etwas 
anderes bestimmt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Die Geschäftsführung hat den Landrat über 

alle wichtigen Angelegenheiten des Eigenbe-
triebes rechtzeitig zu unterrichten. Näheres 
bestimmt § 18 Eigenbetriebsverordnung. 

 
(6) Die Geschäftsführung hat ferner dem Fach-

beamten für das Finanzwesen alle Maßnah-
men mitzuteilen, welche die Finanzwirtschaft 
des Landkreises berühren. Näheres bestimmt 
§ 19 Eigenbetriebsverordnung. 

 
 
§ 8 Vertretung des Eigenbetriebs 
 
(1) Die Geschäftsführung vertritt den Landkreis 

im Rahmen ihrer Aufgaben. 
 
(2) Wenn die Geschäftsführung aus mehr als 

einem Geschäftsführer besteht, sind zwei Ge-
schäftsführer gemeinschaftlich vertretungsbe-
rechtigt. Die zur Gesamtvertretung berechtig-
ten Geschäftsführer können einzelne von 
ihnen zur Vornahme bestimmter Geschäfte 
ermächtigen. 
 

(3) Die Geschäftsführung kann Beamte und An-
gestellte in bestimmtem Umfang mit ihrer Ver-
tretung beauftragen; in einzelnen Angelegen-
heiten kann sie rechtsgeschäftliche Vollmacht 
erteilen. 
 

(3) unverändert 
 
 
 
(4) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
Anmerkung: 
Absatz 5 und Ansatz 6 alt sind bereits im Ei-
genbetriebsgesetz (§ 5 Absatz 3) geregelt: 
„Die Betriebsleitung hat den Bürgermeister über 
alle wichtigen Angelegenheiten des Eigenbetriebs 
rechtzeitig zu unterrichten. Sie hat ferner dem 
Fachbediensteten für das Finanzwesen oder dem 
sonst für das Finanzwesen der Gemeinde zustän-
digen Bediensteten (§ 116 der Gemeindeordnung) 
alle Maßnahmen mitzuteilen, welche die Finanz-
wirtschaft der Gemeinde berühren. Näheres ist 
durch Betriebssatzung zu regeln.“ 
 
 
(5) entfallen 
 
 
 
 
(6) entfallen 
 
 
 
 
 
 
§ 8 Vertretung des Eigenbetriebs 
 
(1) unverändert 
 
 
(2) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
(3) unverändert 
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(4) Verpflichtungserklärungen im Sinne von § 44 

LKrO werden von zwei Geschäftsführern oder 
von einem Mitglied der Geschäftsführung und 
einem vertretungsberechtigten Beamten oder 
Angestellten handschriftlich unterzeichnet. Er-
klärungen in Geschäften der laufenden Be-
triebsführung können auch von zwei vertre-
tungsberechtigten Beamten oder Angestellten 
unterzeichnet werden. 
 

(5) Die Geschäftsführung zeichnet unter dem 
Namen des Eigenbetriebs ohne Angabe eines 
Vertretungsverhältnisses, die vertretungsbe-
rechtigten Beamten und Angestellten mit dem 
Zusatz "im Auftrag". 
 

(6) Sind in den Angelegenheiten des Eigenbe-
triebs Erklärungen Dritter gegenüber dem 
Landkreis abzugeben, genügt die Abgabe ge-
genüber einem Geschäftsführer. 

 
 
§ 9 Zusammensetzung des Betriebsausschus-

ses 
 
(1) Der Betriebsausschuss ist ein beschließender 

Ausschuss des Kreistags und nach Mitglie-
derzahl und Personen identisch mit dem beim 
Landkreis Esslingen gebildeten beschließen-
den Ausschuss für Technik und Umwelt; zu-
sätzlich wird als sachkundiges beratendes 
Mitglied der Fachbeamte für das Finanzwesen 
widerruflich in den Betriebsausschuss beru-
fen. 

 
 

Anmerkung: 
Absatz 4, 5 und 6 alt sind bereits im Eigenbe-
triebsgesetz (§ 6 Absatz 3, 4 und 5) geregelt: 
§ 6 Vertretungsberechtigung der Betriebsleitung 
(3) Die Vertretungsberechtigten zeichnen unter 

dem Namen des Eigenbetriebs. 
(4) Verpflichtungserklärungen (§ 54 der Gemein-

deordnung) müssen durch zwei Vertretungs-
berechtigte handschriftlich unterzeichnet wer-
den; besteht die Betriebsleitung aus einem 
Betriebsleiter, kann dieser allein unterzeich-
nen. § 54 Abs. 4 der Gemeindeordnung gilt 
mit der Maßgabe, daß die Geschäfte der lau-
fenden Betriebsführung den Geschäften der 
laufenden Verwaltung gleichstehen. 

(5) Sind in Angelegenheiten des Eigenbetriebs 
Erklärungen Dritter gegenüber der Gemeinde 
abzugeben, genügt die Abgabe gegenüber 
einem Betriebsleiter. 

 
 
(4) entfällt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) entfällt 
 
 
 
 
 
(6) entfällt 
 
 
 
 
 
§ 9 Zusammensetzung des Betriebsausschus-

ses 
 
(1) unverändert 
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(2) Für die Bestellung der Mitglieder, für den Vor-
sitz und den Geschäftsgang im Betriebsaus-
schuss gelten die Vorschriften der Landkreis-
ordnung und der Hauptsatzung des Landkrei-
ses Esslingen für beschließende Ausschüsse. 

 
(3) Die Geschäftsführung nimmt an den Sitzun-

gen des Betriebsausschusses mit beratender 
Stimme teil; sie ist berechtigt und auf Verlan-
gen der Mehrheit des Betriebsausschusses 
verpflichtet, zu den Beratungsgegenständen 
Stellung zu nehmen und Auskünfte zu ertei-
len. 

 
 
§ 10 Aufgaben des Betriebsausschusses 
 
(1) Der Betriebsausschuss berät alle Angelegen-

heiten des Eigenbetriebs vor, die der Ent-
scheidung des Kreistags vorbehalten sind. 

 
(2) Der Betriebsausschuss entscheidet neben 

den in § 18 Absatz 3 dieser Satzung genann-
ten Personalangelegenheiten über 
1. die allgemeine Festsetzung von Tarifen, 
2. die Festsetzung allgemeiner Lieferbedin-

gungen, 
3. sonstige wichtige Angelegenheiten des 

Eigenbetriebs. 
 
(3) Sonstige wichtige Angelegenheiten des Ei-

genbetriebs sind insbesondere 
 

1. die Ausführung von Vorhaben des Wirt-
schaftsplanes, wenn der Aufwand  
150.000 € übersteigt, 

 
2. die Zustimmung zu erfolggefährdenden 

Mehraufwendungen im Erfolgsplan, so-
fern sie nicht unabweisbar sind und 
10.000 € oder 10 % des Einzelansatzes 
bzw. vergleichbarer Einzelansätze über-
steigen, 
 

3. die Zustimmung zu Mehrausgaben im 
Vermögensplan, die für das einzelne 
Vorhaben erheblich sind, 
 

4. die Entscheidung über die Ausführung 
von Bauvorhaben und die Genehmigung 
der Bauunterlagen bei voraussichtlichen 
Gesamtkosten im Einzelfall von über 
150.000 €, 
 

5. der Verzicht auf Ansprüche des Eigenbe-
triebs sowie Erlass von Forderungen im 
Einzelfall ab 10.000 €, 
 

(2) unverändert 
 
 
 
 
 
(3) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 10 Aufgaben des Betriebsausschusses 
 
(1) unverändert 
 
 
 
(2) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 11 Aufgaben des Kreistags 
 
(1) unverändert 
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6. die Aufnahme von Krediten und die Be-
gründung einer Zahlungsverpflichtung, 
die wirtschaftlich einer Kreditaufnahme 
gleichkommt, von über 5 Mio. € im Ein-
zelfall, 
 

7. die Bestellung von Sicherheiten, die 
Übernahme von Bürgschaften, die Über-
nahme von Verpflichtungen aus Gewähr-
verträgen sowie der Abschluss der ihnen 
wirtschaftlich gleichkommenden Rechts-
ge-schäfte bis 50.000 € im Einzelfall, 
 

8. die Veräußerung und dingliche Belas-
tung, Erwerb und Tausch von Grundei-
gentum oder grundstücksgleichen Rech-
ten einschließlich der Ausübung des Vor-
kaufsrechts im Einzelfall von 150.000 € 
bis 550.000 €, 
 

9. die Veräußerung von beweglichem Ver-
mögen im Einzelfall ab 75.000 €, 
 

10. der Abschluss und die Aufhebung von 
Verträgen über die Nutzung von bebau-
ten und unbebauten Grundstücken ab ei-
nem jährlichen Pachtwert von 75.000 €, 
über die Nutzung von beweglichem Ver-
mögen ab einem Mietwert von 75.000 €, 
 

11. die Führung von Rechtsstreitigkeiten und 
den Abschluss von Vergleichen im Ein-
zelfall bei einem Streitwert oder beim 
Vergleich bis zu einem Zugeständnis des 
Eigenbetriebs ab 50.000 €, 
 

12. der Beitritt zu Vereinen, Verbänden und 
Organisationen sowie der Austritt aus 
ihnen bei einem jährlichen Mitgliedsbei-
trag im Einzelfall ab 500 €, 
 

13. die Erteilung von Weisungen - soweit ein 
Weisungsrecht gegeben ist - an die Ver-
treter des Eigenbetriebs in Organen juris-
tischer Personen, 
 

14. die Bewilligung von nicht im Wirtschafts-
plan einzeln ausgewiesenen Freiwillig-
keitsleistungen und Darlehen ab 
10.000 €, 
 

15. die Zustimmung zur Geschäftsordnung 
der Geschäftsführung. 

 
 

Fortsetzung (3) unverändert 
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§ 11 Aufgaben des Kreistags 
 
(1) Der Kreistag entscheidet neben den in § 18 

Absatz 1 und 2 dieser Satzung genannten 
Personalangelegenheiten unbeschadet seiner 
Zuständigkeit in den Fällen des § 34 Absatz 2 
LKrO über 

 
1. die Gewährung von Darlehen des Land-

kreises an den Eigenbetrieb oder des Ei-
genbetriebs an den Landkreis, 

2. die Entlastung der Geschäftsführung so-
wie die Verwendung des Jahresgewinns 
oder die Behandlung des Jahresverlusts, 
 

3. den Wirtschaftsplan, 
 

4. die Fälle des § 10 Absatz 3 Nr. 7, 8 die-
ser Satzung, wenn die dort für die Zu-
ständigkeit des Betriebsausschusses an-
gegebenen Wertgrenzen überschritten 
werden, 
 

5. andere ihm durch Gesetz vorbehaltene, 
nicht übertragbare Aufgaben, insbeson-
dere den Erlass der Abfallwirtschaftssat-
zung (§ 8 Landesabfallgesetz). 

 
(2) Der Betriebsausschuss berät alle Angelegen-

heiten des Eigenbetriebs vor, die der Ent-
scheidung des Kreistags vorbehalten sind. Im 
Übrigen gelten für das Verhältnis zwischen 
Kreistag und Betriebsausschuss die Regelun-
gen der Hauptsatzung entsprechend. 

 
 
§ 12 Aufgaben des Landrats 
 
Der Landrat hat die Aufgaben und Befugnisse für 
Personalangelegenheiten nach § 18 Absatz 2, 3 
und 4 dieser Satzung und die ihm durch Gesetz 
übertragenen Aufgaben und Befugnisse. 
 
 
§ 13 Sondervermögen des Landkreises 
 
(1) Der Eigenbetrieb ist als Sondervermögen des 

Landkreises finanzwirtschaftlich gesondert zu 
verwalten und nachzuweisen. Für die Erhal-
tung des Sondervermögens gelten die gesetz-
lichen Vorschriften. 

 
(2) Der Eigenbetrieb soll eine angemessene Ver-

zinsung des Eigenkapitals erwirtschaften. 
 
 
§ 14 Wirtschaftsjahr 
 
Das Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs ist das 
Haushaltsjahr des Landkreises. 

 
 
(1) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
§ 12 Aufgaben des Landrats 
 
unverändert 
 
 
 
 
 
§ 13 Sondervermögen des Landkreises 
 
(1) unverändert 
 
 
 
 
 
(2) unverändert 
 
 
 
§ 14 Wirtschaftsjahr 
 
unverändert 
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§ 15 Wirtschaftsplan 
 
(1) Der jährlich aufzustellende Wirtschaftsplan 

besteht aus dem Erfolgsplan, dem Vermö-
gensplan und der Stellenübersicht. Für den 
Wirtschaftsplan gelten die gesetzlichen Vor-
schriften, insbesondere das Eigenbetriebsge-
setz und die Eigenbetriebsverordnung. 

 
 (2) Der Wirtschaftsplan ist vor Beginn des Wirt-

schaftsjahres so rechtzeitig aufzustellen, dass 
eine Abstimmung mit den entsprechenden 
Ansätzen im Haushaltsplan des Landkreises 
möglich ist und das Ergebnis des Eigen-
betriebs bei der Aufstellung des Haushalts-
planes durch den Landkreis noch berücksich-
tigt werden kann. 

 
 
§ 16 Finanzplan 
 
Der fünfjährige Finanzplan besteht aus 
 
1. einer Übersicht über die Entwicklung der Aus-

gaben und der Deckungsmittel des Vermö-
gensplans entsprechend der für diesen vor-
geschriebenen Ordnung, nach Jahren geglie-
dert, und 

 
2. einer Übersicht über die Entwicklung der Ein-

nahmen und Ausgaben des Eigenbetriebs, die 
für den Haushalt des Landkreises im Finanz-
planungszeitraum erheblich sind. 

 
 
§ 17 Buchführung und Jahresabschluss 
 
Für die Buchführung und Jahresabschluss des 
Eigenbetriebes gelten die Vorschriften des Eigen-
betriebsgesetzes und der Eigenbetriebsverord-
nung. 
 
 
§ 18 Personalangelegenheiten 
 
(1) Der Kreistag regelt die allgemeinen Rechts-

verhältnisse der Bediensteten des Eigenbe-
triebes. 

 
(2) Der Kreistag entscheidet im Einvernehmen 

mit dem Landrat über die Ernennung, Einstel-
lung, Entlassung und Vorrückung der Ge-
schäftsführer des Eigenbetriebs; das gleiche 
gilt für die nicht nur vorübergehende Übertra-
gung einer anders bewerteten Tätigkeit bei 
einem angestellten Geschäftsführer sowie für 
die Festsetzung der Vergütung, sofern kein 
Anspruch auf Grund eines Tarifvertrags be-
steht. § 19 Absatz 2 Sätze 2 bis 4 LKrO finden 
Anwendung. 

§ 15 Wirtschaftsplan 
 
(1) unverändert 
 
 
 
 
 
 
(2) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 16 Finanzplan 
 
unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 17 Buchführung und Jahresabschluss 
 
unverändert 
 
 
 
 
 
§ 18 Personalangelegenheiten 
 
(1) unverändert 
 
 
 
(2) unverändert 
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(3) Der Betriebsausschuss entscheidet im Ein-
vernehmen mit dem Landrat über die Ernen-
nung, Einstellung, Entlassung und Vorrückung 
von Beamten des Eigenbetriebs ab Besol-
dungsgruppe A 12 und von Angestellten des 
Eigenbetriebs ab Vergütungsgruppe BAT II, 
die nicht unter Absatz 2 fallen. § 19 Absatz 2 
Sätze 2 bis 4 LKrO finden Anwendung. 

 
(4) Der Landrat entscheidet über die Ernennung, 

Einstellung, Entlassung und Vorrückung von 
Beamten des Eigenbetriebs bis Besoldungs-
gruppe A 11, von Angestellten des Eigenbe-
triebs bis Vergütungsgruppe BAT III und von 
Arbeitern des Eigenbetriebs. Der Landrat ent-
scheidet auch über die nicht nur vorüberge-
hende Übertragung einer anders bewerteten 
Tätigkeit bei einem Angestellten oder Arbeiter 
des Eigenbetriebs sowie die Festsetzung der 
Vergütung oder des Lohns, sofern kein An-
spruch aufgrund eines Tarifvertrags besteht. 
Der Landrat kann seine Befugnisse nach den 
Vorschriften der Landkreisordnung auf die 
Geschäftsführung übertragen. 

 
(5) In allen Fällen, in denen die Geschäftsführung 

nicht selbst entscheidet, ist sie vor der Ernen-
nung, Einstellung, Entlassung und Vorrückung 
von Beamten und Angestellten des Eigenbe-
triebes zu hören. Sie ist auch zu hören, wenn 
Beamte oder Angestellte von der Kreisverwal-
tung zum Eigenbetrieb oder vom Eigenbetrieb 
zur Kreisverwaltung versetzt oder abgeordnet 
werden sollen. 

 
(6) Der Landrat ist Dienstvorgesetzter und obers-

te Dienstbehörde der beim Eigenbetrieb be-
schäftigten Bediensteten. 

 
 
§ 19 Öffentliche Bekanntmachungen 
 
Öffentliche Bekanntmachungen erfolgen gemäß 
der Satzung über die Form der öffentlichen Be-
kanntmachungen des Landkreises Esslingen. 
 

(3) Der Betriebsausschuss entscheidet im Ein-
vernehmen mit dem Landrat über die Ernen-
nung, Einstellung, Eingruppierung und Entlas-
sung der beim Eigenbetrieb beschäftigten Be-
amten und Arbeitnehmern in der Funktion der 
Abteilungsleitung. § 19 Absatz 2 Sätze 2 bis 4 
LKrO finden Anwendung. 

 
 
(4) Der Landrat entscheidet über die Ernennung, 

Einstellung, Eingruppierung und Entlassung 
der beim Eigenbetrieb beschäftigten Beamten 
und Arbeitnehmern bis einschließlich zur 
Funktion der Sachgebietsleitung. 
 
Der Landrat entscheidet über alle sonstigen 
Personalangelegenheiten der beim Eigenbe-
trieb beschäftigten Beamten und Arbeitneh-
mern. 
 
Der Landrat kann seine Befugnisse nach den 
Vorschriften der Landkreisordnung übertra-
gen. 

 
 
(5) In allen Fällen, in denen die Geschäftsführung 

nicht selbst entscheidet, ist sie vorher zu hö-
ren. Sie ist auch zu hören, wenn Beamte oder 
Arbeitnehmer von der Kreisverwaltung zum 
Eigenbetrieb oder vom Eigenbetrieb zur 
Kreisverwaltung versetzt oder abgeordnet 
werden sollen. 

 
 
 
(6) unverändert 
 
 
 
 
§ 19 Öffentliche Bekanntmachungen 
 
unverändert 
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§ 20 Inkrafttreten * 
 
Diese Satzung zur Änderung der Betriebssatzung 
tritt am 1. Januar 2002 in Kraft. 
 
 
* Die Bestimmung betrifft das Inkrafttreten der 

letzten Änderungssatzung. 
 
Nachfolgend die Historie: 
 
Satzung in der ursprünglichen Fassung vom 
25. Juni 1992, Inkraftgetreten am 01. Januar 
1993. 
 
Änderungssatzungen: 
08. September 1994, 01. Januar 1993 
09. November 1995, 01. Januar 1993 
26. September 1996, 01. Januar 1997 
19. Juli 2001, 01. Januar 2002 

 
 

§ 20 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung zur Änderung der Betriebssatzung 
tritt am 01.05.2016 in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


